�ZWISCHENBERICHT DER KOMMISSION 6�





(Richterliche Gewalt und Mediation)








I.	Vorbemerkungen





Die Kommission 6 hat bisher 14 Sitzungen abgehalten und ist am 21. Februar, 13. und 21. März, 3. und 30. April, 10., 16. und 28. Mai, 5., 11. und 26. Juni, 3. Juli sowie am 21. und 30. August 2001 zusammengekommen.





Sie ging bei ihren Arbeiten von Anfang an vom Ideenheft 3D über die richterliche Gewalt aus, weil darin die richtigen Fragen gestellt werden. Durch die Beantwortung dieser Fragen kann die Kommission ihren Beitrag zur Ausarbeitung der Verfassung leisten und somit dem Auftrag entsprechen, den sie vom Freiburger Volk erhalten hat.





Zu diesem Zweck hat sie:


mehrere Persönlichkeiten aus dem Kanton eingeladen:


Michel Cuennet, Friedensrichter des Kreises 3 Greyerz, Bulle, und Pierre�André Tissot, Friedensrichter des Kreises 4 Saane, Freiburg, zu der Sitzung vom 30. April 2001 zum Thema Aufgaben und Arbeitsweise der Friedensrichter


Maryline Boson Sulmoni, Abteilungsleiterin des Justizdepartements zum Stand der Arbeiten zur ev. Schaffung eines obersten Justizrates und zu jeglichen anderen Vorlagen, die in Bearbeitung sind und die richterliche Gewalt und damit die Kommission 6 betreffen. Diese Anhörung fand ebenfalls am 30. April 2001 statt. 


Pierre Kaeser, Präsident des Kantonsgerichts, und Christian Pfammatter, Richter am Verwaltungsgericht, zur Frage der Beibehaltung der erstinstanzlichen Gerichtsbehörden, zur möglichen Neueinteilung der Gerichtsbezirke, zur Schaffung eines Verfassungsgerichts, zum Verfahren zur Ernennung der Kantonsrichter und erstinstanzlichen Magistraten, zur Schaffung eines obersten Justizrates und dessen Befugnisse, damit ihnen die Kommissionsmitglieder sämtliche in ihren Augen erheblichen Fragen stellen konnten.


Ferner hat sie über ihren Präsidenten telefonisch Rechtsanwalt Charles�Antoine Hartmann, den Präsidenten der Justizkommission des Grossen Rates, zum obersten Justizrat, sowie Noëlle Chatagny, Leiterin der Vormundschaftsbehörde (tutrice générale) in Freiburg und Mitglied der Eidgenössischen Expertenkommission für die Revision des Vormundschaftsrechts, befragt. Der Präsident hat den Kommissionsmitgliedern eine Zusammenfassung dieser Gespräche zukommen lassen.


Sie hat sich schriftlich an die Bezirksgerichte, die Bezirksoberämter, das Kantonsgericht, das Verwaltungsgericht, die Staatsanwaltschaft, das Untersuchungsrichteramt sowie den Anwaltsverband zu den Fragen 4d und 5 des Ideenhefts 3D sowie zur Beibehaltung der Schlichtungsversuche der Oberamtmänner in Strafsachen gewandt.


Sie hat schriftlich das Verfassungsgericht der Kantone Jura und Nidwalden zu ihren Erfahrungen befragt und um statistische Angaben in Verfassungsfragen gebeten.


Sie hat dem Kantonsgericht und dem Verwaltungsgericht die Fragen 6b des Ideenhefts 3D schriftlich vorgelegt.


Sie ist an das Justiz- und an das Gemeindedepartement herangetreten, um herauszufinden, wie viel Kosten die Friedensgerichte im Kanton Freiburg gegenwärtig verursachen.


Sie hat Tarkan Göksu, Rechtsberater des Verfassungsrates, um einen Bericht über die Zweckmässigeit eines Verfassungsgerichts gebeten (der demnächst in der Freiburger Zeitschrift für Rechtsprechung veröffentlicht wird).


Sie hat sich den Piquerez�Cornu-Bericht beschafft, um den Problemen der Freiburger Justiz auf den Grund zu gehen und diese im Rahmen der Verfassungsrevision zu beheben.





Wegen des grossen Arbeitspensums beschloss die Kommission 6, statt wie vorher zwei halbtägige Sitzungen pro Monat seit Mai drei halbtägige Sitzungen abzuhalten.





Bis Ende November 2001 sind bereits Sitzungen geplant: am 11., 17. und 29. September, 8., 15. und 29. Oktober sowie am 5., 19. und 26. November.








II. 	Anträge der Kommission 6 per 30. August 2001





Der vorliegende Bericht enthält nur Ausführungen zu Fragen, welche die Kommission 6 in Form von Anträgen beantwortet hat. Über Themen aus dem Ideenheft, die nachstehend nicht behandelt werden, wird noch diskutiert und ein endgültiger Antrag ausgearbeitet.








Frage 1 des Ideenhefts:





"Würden Sie neben den Gerichten solche ergänzende und alternative Konfliktlösungsmodelle wie zum Beispiel die Schiedsgerichtsbarkeit oder die Mediation begrüssen?"











Antwort:





Die Kommission 6 bejaht die erste Frage und beantragt, den Gesetzgeber auf Verfassungsstufe "zu ermächtigen, aussergerichtliche ergänzende und alternative Konfliktlösungsmodelle einzusetzen".





Begründung:





Zuerst ist zu unterscheiden nach Rechtsgebieten in unserem System, nämlich zwischen Zivil-, Straf- und öffentlichem Recht (Verfassungs- und Verwaltungsrecht). Die politischen Behörden haben Gerichte oder andere Behörden eingesetzt, um zivil- und verwaltungs- sowie strafrechtliche Fälle zu beurteilen.





In der Schweiz besteht für zivilrechtliche Fragen sogar das Konkordat über Schiedsverfahren vom 27. März 1969, dem der Kanton Freiburg am 10. Juli 1971 beigetreten ist. Für eherechtliche Fragen besteht in unserem Kanton ausserdem ein Amt für Familienmediation, das Paare berät, die Eheprobleme haben oder sich scheiden lassen wollen. Das Mietrecht sieht auf Bundesebene Schlichtungskommissionen vor. Zur Gleichstellung von Männern und Frauen bestimmt der freiburgische Ausführungsbeschluss (s. SR FR 222.5.21) zum Bundesgesetz über die Gleichstellung von Frau und Mann (s. SR 151.1) in Art. 5, dass eine Schlichtungskommission eingesetzt wird, an die man gelangen kann, bevor es zu einem arbeitsgerichtlichen Verfahren kommt.





Im Strafrecht ist zu unterscheiden zwischen Vergehen, die von Amts wegen zu ahnden sind, und bei denen unsere Gesetzgebung keine Mediation zulässt, und Vergehen, die strafbar sind, wenn Klage eingereicht wird. Bei Letzteren ist eine Schlichtung zwischen den Beteiligten denkbar. Gegenwärtig treten im Kanton Freiburg die Magistraten, nämlich der Oberamtmann und der Jugendrichter, als Schlichter auf.





Für das Verwaltungsrecht sind grundsätzlich die Kantone zuständig. Wie in den anderen Kantonen gibt es auch im Kanton Freiburg diesbezüglich keine offizielle Mediationsinstanz.





Die heutige Tendenz geht jedoch in Richtung Konfliktlösungsmechanismen für Angelegenheiten zwischen Anbietern und Konsumenten. Am 11. bis 12. Dezember 2000 veranstaltete die OECD in Den Haag eine Konferenz über solche Konfliktlösungsmechanismen.





In Anbetracht dessen hat die Eidgenössische Kommission für Konsumentenfragen am 6. Februar 2001 folgende Empfehlung herausgegeben:





"1. 	Die Kantone, respektive der Bund sehen für Konsumstreitigkeiten bis zu einem Streitwert von Fr. 20'000.- ein Schlichtungsverfahren oder ein einfaches und rasches Gerichtsverfahren vor.





2. 	Der Bund erleichtert die Schaffung von aussergerichtlichen Stellen zur Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten, indem er den betroffenen Parteien alle die Verfahrensgarantien bietet.





3. 	Der Bund fördert die aussergerichtliche Schlichtung von Konsumstreitigkeiten durch die Anerkennung von Formblätter für Verbraucherbeschwerden."





Die Kommission 6 des Verfassungsrates vertritt daher die Auffassung, dass der Gesetzgeber ermächtigt werden sollte, andere aussergerichtliche Konfliktlösungssysteme einzuführen. Mit dem vorgeschlagenen Wortlaut verfügt der Gesetzgeber einerseits über eine ausreichende Verfassungsgrundlage, um gesetzgeberisch tätig zu werden, sobald dies beispielsweise wegen der Entwicklung der Gesetzgebung erforderlich wird. Andererseits wurde der Wortlaut bewusst offen formuliert, damit der Gesetzgeber die Möglichkeit hat, in allen oben erwähnten Rechtsgebieten (Zivil-, Straf-, Verwaltungsrecht) aussergerichtliche ergänzende oder alternative Konfliktlösungssysteme einzuführen. Das Ziel derartiger Systeme ist selbstverständlich, die Gerichte zu entlasten und entweder den Streitparteien die Möglichkeit zu bieten, eine Lösung auszuhandeln, die vielleicht weniger juristisch, dafür aber für beide zufriedenstellender ist, oder einen Schiedsspruch zu erlassen, der einer oder beiden Parteien aufgezwungen wird, wobei diese Möglichkeit für Zivilsachen bereits besteht. Der Gesetzgeber wird also die Verfahren sowie die Wirkung der eingeführten Lösung festsetzen müssen.





Artikel 96 der Verfassung des Kantons Bern enthält eine analoge Bestimmung zu der von der Kommission vorgeschlagenen Lösung.








Frage 2 des Ideenhefts:





"Erachten Sie es als nötig, in der Verfassung die wesentlichen Grundsätze für die Ausübung der richterlichen Gewalt, nämlich die Unabhängigkeit, die Unparteilichkeit, die Legalität und die Transparenz, aufzuführen?"





Antwort:





Die Kommission 6 bejaht die zweite Frage. Darüber hinaus ist sie der folgenden Ansicht und beantragt:





dass der in der geltenden Verfassung aufgeführte Grundsatz der Gewaltenteilung auch in der revidierten Verfassung verankert werden sollte;


dass in der Verfassung verankert wird, dass die Gerichte innerhalb einer angemessenen Frist Recht sprechen müssen, was bedingt, dass ihnen von politischer Seite die erforderlichen Mittel zugesprochen werden.





Begründung:





Die Kommission 6 bejaht diese Frage trotz Art. 29 und 30 der Bundesverfassung, in denen jeder Person bereits allgemeine und gerichtliche Verfahrensgarantien garantiert werden. Diese Bestimmungen könnte man wohl nicht wortwörtlich, aber immerhin vollständig dem Sinn nach in unsere Kantonsverfassung übernehmen. So kann die Bevölkerung unseres Kantons aus unserer Verfassung allein ersehen, welche Rechte ihr zustehen.





Die Kommission 6 schliesst sich den im Ideenheft 3D über die richterliche Gewalt dargelegten Argumente auf Seite 3 bis 6 mit folgenden Ergänzungen an:





Weil die Langsamkeit kritisiert wurde, mit der die Gerichtsbehörden arbeiten, sollte man diese daran erinnern, dass sie die Rechtssachen, mit denen sie befasst sind, innerhalb einer angemessenen Frist zu erledigen haben. Dies bedingt aber auch, dass die politischen Behörden den Gerichtsbehörden die entsprechenden Mittel bereitstellen, und wir wie der Verfassungsrat des Kantons Waadt (s. Art. 134 des Vorentwurfs) einen diesbezüglichen Artikel in unsere Verfassung aufnehmen.





Es bleibt nun noch zu bestimmen, in welches Kapitel bzw. in welche Kapitel der Verfassung diese Grundsätze aufgenommen werden sollten. Das ist nicht unerheblich, und der Verfassungsrat wird dazu noch einen Vorschlag machen.








Frage 3 des Ideenhefts:





"Befürworten Sie dieses System der Gliederung der richterlichen Gewalt nach Rechtsgebieten?" (NB: Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit)





Antwort: 





Die Kommission 6 bejaht die dritte Frage.





Begründung:





In unserem Kanton gelten bereits die drei Hauptunterscheidungen, die im Ideenheft 3D über die richterliche Gewalt aufgeführt sind. Die Kommission schliesst sich den Argumenten des Ideenhefts an, wo zudem noch eine vierte Kategorie, die Verfassungsgerichtsbarkeit erwähnt wird. Diese schliesst Gerichte ein, welche die Verfassungsmässigkeit der Rechtsnormen abstrakt kontrollieren.





Die Kommission ist der Überzeugung, dass es ihr nicht zusteht, die Aufteilung in Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit abzuändern. Dies wäre mit keinerlei Vorteilen verbunden und wäre nur eine Änderung um der Änderung willen, da diese Einteilung in der Schweiz allgemein anerkannt ist.





Die Kommission befürwortet die Einrichtung eines Verfassungsgerichts, wobei wir im Zusammenhang mit der Frage 7 des Ideenhefts noch näher darauf eingehen werden. Die vierte Kategorie ist also gerechtfertigt und sollte beibehalten werden.








Frage 4a des Ideenhefts:





"Meinen Sie, dass die Organisation des zivilen Gerichtswesen, die sich auf die Unterscheidung von erst- und zweitinstanzlichen Gerichtsbehörden stützt, beibehalten werden sollte?"





Antwort:





Die Kommission bejaht die Frage 4a.





Begründung:





Zivilrecht ist Bundesache. Beruht also ein Urteil materiell auf einem bundesrechtlichen Anspruch, muss dagegen gemäss Art. 48 des Bundesrechtspflegegesetzes (OG, s. SR 173.110) vor dem Bundesgericht ein Rechtsmittel eingelegt werden können. Art. 48 besagt nämlich: 


"1.	Die Berufung ist in der Regel erst gegen die Endentscheide der obern kantonalen Gerichte oder sonstigen Spruchbehörden zulässig, die nicht durch ein ordentliches kantonales Rechtsmittel angefochten werden können.


1bis .	..


2.	Die Berufung ist gegen Endentscheide unterer Gerichte nur zulässig:


a. 


wenn diese als letzte, aber nicht einzige kantonale Instanz entschieden haben, oder


b. 


wenn sie als die vom Bundesrecht vorgesehene einzige kantonale Instanz entschieden haben


.


3.	.."





Ausser in den in Absatz 2 von Art. 48 genannten Ausnahmen müssen das Urteil oder andere Entscheide im Kanton Freiburg beim Kantonsgericht (die höchste richterliche Instanz im Sinne des OG) durch ein ordentliches Rechtsmittel angefochten werden können. Denn gemäss Bundesrechtsprechung würden Bestimmungen über die kantonale Zuständigkeit, durch welche Berufungen ausgeschlossen würden, gegen den Grundsatz der derogatorischen Kraft des Bundesrechts verstossen.





Daraus ergibt sich für die Kantone die Verpflichtung, wie im Kanton Freiburg ein zweistufiges System zu errichten oder zumindest wie in anderen Kantonen, im Kanton Wallis oder Waadt etwa, den kantonalen Gerichten Kompetenzen zu übertragen, gewisse Fälle je nach Streitwert zu behandeln.





Nach Ansicht der Kommission ist es nicht nötig, die Rechtspflegeordnung unseres Kantons im Zuge der Verfassungsrevision völlig umzukrempeln. Insbesondere auch, weil der Kanton Waadt im Rahmen seiner Verfassungsrevision gemäss Art. 135 des Vorentwurfs das Zweistufensystem einführen will, d.h. dass alle erstinstanzlichen Entscheide auf kantonaler Ebene einer zweiten Instanz vorgelegt werden können.








Fragen 4b und 4c des Ideenhefts:





4b: "Sollen Ihrer Ansicht nach alle erstinstanzlichen Gerichtsbehörden beibehalten werden?"





4c: " Wenn nicht, würden Sie zum Beispiel auf das Friedensgericht verzichten?"





Antwort:





Die Kommission 6 bejaht die Frage 4b und verneint die Frage 4c; sie beantragt also, das Friedensgericht beizubehalten, hingegen ihre Anzahl und Arbeitsweise zu ändern.





Begründung:





Zur Begründung der Antwort zu Frage 4b wiederholt die Kommission das letzt genannte Argument in der Begründung der Antwort zu Frage 4a: "Nach Ansicht der Kommission ist es nicht nötig, die Rechtspflegeordnung unseres Kantons im Zuge der Verfassungsrevision völlig umzukrempeln." Abgesehen von einer möglichen territorialen Neugliederung sind nämlich die jetzigen Behörden in der ihnen übertragenen Funktion in der Lage, die erwarteten Dienstleistungen zu erbringen.





Die Kommission hat sich jedoch lange mit der Frage 4c auseinander gesetzt. In diesem Zusammenhang wurden die Herren Cuennet und Tissot angehört und das Justiz- und Gemeindedepartement angeschrieben, um die mit diesen Behörden verbundenen Kosten abzuschätzen.





Das Gemeindedepartement teilte der Kommission mit, dass sich die Infrastrukturkosten 1999 für die sieben Bezirke auf Fr. 399'666.85 beliefen.





Das Justizdepartement gab uns die Lohnausgaben für 1999 bekannt: Fr. 1'794'274.��.





Zur Beantwortung der Frage 4c hat die Kommission mit Hilfe der Friedensrichter versucht, die Zuständigkeiten der Friedensrichter und Friedensgerichte aufzulisten (ohne zu gewährleisten, dass die Liste vollständig ist).





Die Friedensgerichte verfügen über zahlreiche Kompetenzen in folgenden Bereichen:





a)	Familien- und Scheidungsrecht (Art. 273ff. ZGB), Erlassen von Massnahmen betreffend den persönlichen Verkehr, Bestellung eines Beistands für Kinder, deren Eltern sich in einem Scheidungsverfahren befinden (Art. 147 ZGB) auf Antrag der Gerichtsbehörde Einleiten des Eheverfahrens;





b)	Kindesrecht (Massnahmen zum Schutz des Kindes im Sinne von Art. 307ff. ZGB), Entziehung der elterlichen Sorge (Art. 312ff. ZGB);





c)	Vormundschaftsrecht:


Ernennung eines Vormundes für unmündige Personen, die sich nicht unter der elterlichen Sorge befinden (Art. 368 ZGB);


Anhebung des Verfahrens bei Unfähigkeit Mündiger im Sinne von Art. 369�371 ZGB und ggf. Einholen von Gutachten, wobei der Fall mit einer Stellungnahme des Friedensgerichts an das Bezirksgericht weitergeleitet wird, das die Massnahme anordnet, dann das Dossier an die Vormundschaftsbehörde zurückverweist, damit sie einen Vormund oder Rechtsberater bestimmt;


Prüfung der in Art. 372 ZGB genannten Bedingungen (Vormund auf eigenes Begehren, Anordnen der Massnahme und Ernennung des Vormunds);


Einsetzung und Ernennung eines Beistands;





d)	fürsorgerische Freiheitsentziehung (Art. 397a ff. ZGB), Zuständigkeit, eine notfallmässige Unterbringung oder eine solche im ordentlichen Verfahren anzuordnen (Art. 7 Abs. 1 LPLAFA), die Zurückbehaltung in einer Anstalt anzuordnen, zu prüfen, ob stattdessen weniger einschneidende Massnahmen wie eine ambulante Behandlung nicht ausreichen würden





e)	wiederum im Vormundschaftswesen:


Erlaubnis für gewisse Rechtshandlungen zu Gunsten des Mündels (Art. 421 ZGB);


Vorabentscheidung im Sinne von Art. 422 ZGB über andere Zustimmungen der Aufsichtsbehörde;


dafür sorgen, dass ein Inventar erstellt wird;


Anweisungen an den Vormund, alljährliche Überprüfung und Genehmigung der Rechnung der Mündel;


Festlegung des Entgelts für den Vormund oder Beistand für jedes Rechnungsjahr;


Prüfung von Berufungen urteilsfähiger Mündel gegen Handlungen des Vormunds;


Prüfung der Anträge auf einen Wechsel des Vertreters (Vormund oder Beistand), ev. Entlassung des Vormunds oder Beistands;


Alljährliche ausführliche Berichterstattung über die Vormundschaftstätigkeit an die Vormundschaftskammer des Bezirksgerichts gemäss Art. 10 GOV;





f)	Zuständigkeit gemäss Art. 762 und 823 ZGB für dingliche Rechte





g)	in Erbangelegenheiten: 


steuerliches Inventar, das dem Friedensrichter obliegt;


weitere Kompetenzen: (s. Anhang von P.A. Tissot, Friedensrichter, S. 9 bis unten);





h)	weitere Kompetenzen:


des Friedensrichters: schlichtender Magistrat in zivilgerichtlichen Angelegenheiten;


Prüfung der Anträge der Parteien auf Armenrecht, Ausarbeitung der Listen mit den Anwaltsspesen;


Verbote gegen das Betreten fremden Eigentums (Art. 699 ZGB, 275 EGZGB)


Aufbewahrung und Verkauf von Fundsachen (Art. 312 EGAZGB) unter den in Art. 721 ZGB genannten Bedingungen.





Aus dieser Liste wird deutlich, wie viele wichtige Aufgaben die Friedensrichter und Friedensgerichte hauptsächlich in Vormundschaftsfragen wahrnehmen (s. Art. 1 GOV). Schafft man diese Behörden ab, müssten diese an eine oder mehrere andere Behörden übertragen werden, was zwar möglich, aber problematisch wäre. Daher befürwortet und beantragt die Kommission, die Friedensrichter und Friedensgerichte beizubehalten.





Sie schliesst sich den vorgeladenen Friedensrichtern dahingehend an, dass das System einer tiefgreifenden Reform unterzogen werden muss hin zu einer vermehrten Professionalisierung der Behörde. Angesichts der Rechtskenntnisse, über die die Friedensrichter verfügen sollten, der immer höheren Anforderungen in Vormundschaftsfragen und bei fürsorgerischer Freiheitsentziehung und der Risiken hinsichtlich der Haftpflicht der Magistraten und der Aufsichtsbehörde, drängt sich eine rechtliche Ausbildung geradezu auf.





ZUSTÄNDIGKEITEN








Friedensrichter�
�



            Friedensgericht


�
�






418 ZPO


versiegelt und entsiegelt


nimmt das Erbinventar auf (553 ZGB)


   - von Amts wegen


   - oder auf Verlangen eines Erben


schliesst das Inventar und informiert die Erben 


veröffentlicht Inventar im Amtsblatt


eröffnet Verfügung von Todes wegen


nimmt die ausdrückliche Annahme der Erbschaft entgegen (106 EGZGB)


stellt den Erbschein aus





�






551 ZGB








554 ZGB


166 LAZGB


393 Ziff. 3 ZGB


422 Ziff. 5 ZGB








602 Abs. 3 ZGB





609 Abs. 1 ZGB





611 Abs. 2 ZGB





612 Abs. 3 ZGB





613 Abs. 3 ZGB





618 ZGB


490 Abs. 1 ZGB





490 Abs. 2 ZGB





546 Abs. 1 ZGB


157 Abs. 4 EGZGB


�






trifft von Amts wegen «die zur Sicherung des Erbganges nötigen Massnahmen»


ordnet die Erbschaftsverwaltung von Amts wegen an


ordnet die Übergabe in provisorischen Besitz an


ernennt einen Verwaltungsbeistand





genehmigt die Annahme oder Ausschlagung einer Erbschaft und leitet sie an die Vormundschaftskammer weiter





ernennt einen Vertreter der Erbengemeinschaft





wirkt auf Verlangen eines Gläubigers an der Teilung mit


bildet Lose





ordnet Versteigerungen an und legt die Bedingungen fest





entscheidet über den Verkauf oder die Zuteilung gewisser Gegenstände





bestimmt offizielle Sachverständige


ordnet im Falle einer Nacherbeneinsetzung die Aufnahme eines Inventars an


entscheidet über Sicherstellungen bei einer Nacherbeneinsetzung





entscheidet über Sicherstellungen, wenn jemand für verschollen erklärt wurde �
�






In diesem Zusammenhang will die Kommission unbedingt auf die Aussagen von N. Chatagny, der Leiterin der Freiburger Vormundschaftsbehörde und Mitglied der Eidgenössischen Kommission für die Revision des Vormundschaftsrechts, aufmerksam machen.





Laut N. Chatagny wird mit der Revision namentlich die Professionalisierung der "Schutzbehörden" - so die neue Bezeichnung für "Vormundschaftsbehörden" - angestrebt. Der Präsident, die Präsidentin oder ein Mitglied dieser Behörde müsste von Gesetzes wegen Jurist/in sein. Dadurch soll für einen besseren Schutz der schutzbedürftigen Personen gesorgt werden. Nach der Revision bleibt nur noch eine einzige Aufsichtsbehörde, eine einzige Berufungsbehörde, während diese im Kanton Freiburg und anderen Kantonen gegenwärtig noch zweistufig sind. In unserem Kanton würden also die Bezirksaufsichtskammern abgeschafft. Es würden dann keine Stellungnahmen mehr abgegeben, da die Schutzbehörde als Berufsbehörde selbst entscheiden würde. Bei Berufungen wäre ausschliesslich das Kantonsgericht zuständig. Die Schutzbehörde würde aus einem Juristen/einer Juristin, aus Ärzt/innen und Sozialarbeiter/innen bestehen. Der Bund sollte kein Verfahren vorschreiben, doch müssen die Kantone Minimalverfahren mit weniger Formvorschriften gewährleisten. Im Kanton Freiburg beruht die Organisation des Vormundschaftswesens bereits auf dem Gerichtssystem im Gegensatz zu gewissen Deutschschweizer Kantonen oder dem Wallis. Die Auswahl an vormundschaftsrechtlichen Massnahmen wäre weniger starr und liesse sich praxisgerechter anwenden, was die Akzeptanz bei den Betroffenen erhöhen würde. Zwischen Vormund und Mündel könnte eine echte Beziehung aufgebaut werden, sodass die Leitung der Vormundschaftsbehörde eher Verwaltungs- und Aufsichtsfunktionen wahrzunehmen hätte, damit die Vormünde mit den unter ihrem Schutz stehenden Personen tatsächlich in Kontakt treten.





Diese Auskünfte machen deutlich, dass die Schweizer Kantone ganz allgemein und unser Kanton im Besonderen die Organisation des Vormundschaftswesens von Grund auf überarbeiten werden müssen. Um dem Bundesrecht zu entsprechen, müssen wir Folgendes erreichen:


Professionalisierung der Friedensgerichte, sodass wenn möglich der Friedensrichter oder sogar der Gerichtsschreiber aus den oben genannten Gründen Jurist ist;


Allein schon diese Anforderung wird eine tiefgreifende Reform der territorialen Struktur auslösen. Sie könnte generell zur Einführung von Berufsfriedensrichtern (die in der Stadt Freiburg bereits existieren), zur Schaffung mehrerer Stellen für Gerichtsschreiber führen, die es in mehreren Bezirken bereits gibt;


eine drastische Reduktion der Anzahl Friedensgerichtskreise.





Diese Behörden sollen also nicht abgeschafft werden. Nun kann der Kanton entweder abwarten, was bei der Revision des Bundesrechts herauskommt, oder er kann, sofern er das für zwingend notwendig hält, bereits vorher mit einer Reform beginnen, die dann aber auf die erwähnte Revision auf Bundesebene abgestimmt werden müsste.





Eigene Frage der Kommission 6:





"Sollen die Gerichtsbehörden in der neuen Verfassung abschliessend aufgezählt werden?"





Antwort:





Die Kommission 6 beantragt, diese Frage zu verneinen.





Begründung: 





Die jetzige Verfassung nennt ausdrücklich nur das Kantonsgericht in Art. 60 und das Verwaltungsgericht in Art. 65. Wenn nun das Plenum dem Kommissionsantrag folgt und die beiden Behörden zusammenführt - worauf wir später noch zurückkommen - muss natürlich die Verfassung entsprechend geändert werden. Doch darum geht es vorläufig nicht. Betreffend die anderen Gerichtsbehörden bestimmt die geltende Verfassung in Art. 64bis nur, dass sämtliche Aspekte der Organisation des Gerichtswesens, die Anzahl Gerichte und ihre Zuständigkeit, in einem besonderen Gesetz geregelt werden.





Die neue Verfassung des Kantons Neuenburg vom 25. April 2000, die vom Volk angenommen wurde und vom Bundesparlament demnächst gutgeheissen wird, besagt in Art. 83 nicht viel mehr. 





Die neue Berner Verfassung vom 6. Juni 1993 hingegen bestimmt:


in Art. 98, dass die Zivilgerichtsbarkeit von den Gerichtspräsidentinnen, Gerichtspräsidenten und dem Obergericht ausgeübt wird und durch Gesetz namentlich für die Beurteilung von arbeitsrechtlichen, mietrechtlichen oder handelsrechtlichen Streitigkeiten besondere richterliche Behörden eingesetzt werden können;


in Art. 99, dass die Strafgerichtsbarkeit von den Gerichtspräsidentinnen, den Gerichtspräsidenten, den Amts- oder Kreisgerichten, Jugendgerichten, dem Wirtschaftsstrafgericht und dem Obergericht ausgeübt wird, und Verwaltungsstrafbefugnisse durch Gesetz auch den Verwaltungsbehörden des Kantons oder der Gemeinden übertragen werden können, wobei die richterliche Überprüfung vorbehalten bleibt;


in Art. 100, dass das Verwaltungsgericht letztinstanzlich Verwaltungsstreitigkeiten beurteilt, soweit sie das Gesetz nicht in den endgültigen Zuständigkeitsbereich einer anderen Behörde legt, und für die Beurteilung von Verwaltungsstreitigkeiten durch Gesetz besondere richterliche Behörden eingesetzt werden können.





Art. 133 des Vorentwurfs des Waadtländer Verfassungsrates, der in die Vernehmlassung geschickt wurde, bestimmt, dass die Anzahl, Organisation und Kompetenzen der Gerichte im Rahmen der Verfassung durch Gesetz festgelegt werden, wobei aber ausdrücklich verboten wird, Ausnahmegerichte irgendwelcher Art zu errichten.





Nach Prüfung dieser Übersicht ist die Kommission 6 zur Auffassung gelangt, dass die Freiburger Gerichte nicht abschliessend in der Verfassung aufgezählt werden müssen. Es scheint nicht angezeigt, die Art und Bezeichnung der Gerichte auf Verfassungsstufe festzuschreiben, denn es kann zu Veränderungen kommen, z.B. unter dem Druck der Bundeszivil- und strafprozessordnung - das Volk hat in der Abstimmung vom 12. März 2000 einer Vereinheitlichung zugestimmt (ein vorläufiger Vorentwurf für ein einheitliches Bundesstrafverfahren wird gegenwärtig verteilt). Es wäre übertrieben, jedes Mal die Verfassung abzuändern, wenn eine neue Behörde eingeführt wird. Allerdings ist eine klare Verfassungsgrundlage erforderlich, die auf das Gesetz verweist, um die Schaffung neuer Behörden oder die Änderung, bzw. Ergänzung der bestehenden zu erleichtern, was ja gemäss geltender Verfassung möglich ist.





NB: Obwohl die Kommission 6 lange über die Fragen 4d und 5 des Ideenhefts beraten hat, ist sie noch nicht zu einer Entscheidung gekommen. Auch wenn noch nicht sichert ist, ob die territoriale Aufteilung der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit beibehalten werden soll, scheint es durchaus sinnvoll, die von der Kommission 7 ausgearbeiteten Lösungen zu prüfen, um sich ein genaueres Bild zu machen, um dann eventuell die Beibehaltung des jetzigen Systems zu beantragen, bei dem Verwaltungsbezirke und Gerichtsbezirke übereinstimmen.








Frage 6a des Ideenhefts:





"Sind sie mit der territorialen Aufteilung der Verwaltungsgerichtsbarkeit einverstanden, d. h. damit, dass die Tätigkeit des Verwaltungsgerichts und der Ad-hoc-Kommissionen sich auf das gesamte Kantonsgebiet erstreckt?"








Antwort:





Die Kommission 6 bejaht diese Frage.








Begründung:





Die Kommission hat diese Frage einstimmig und diskussionslos bejaht, da sich alle einig waren. Sie hat sich dafür eingehender mit der Frage 6b auseinader gesetzt. 








Frage 6b des Ideenhefts:





"Soll die Verwaltungsgerichtsbarkeit zusammen mit der Zivil- und der Strafgerichtsbarkeit zumindest letztinstanzlich in die Zuständigkeit eines einzigen Gerichtshofs integriert werden?"





Antwort: 





Die Abstimmung in der Kommission brachte zwei Antworten zutage:


Die Kommissionsmehrheit hat sie mit 6 Stimmen bejaht.


Eine grosse Kommissionsminderheit hat sie mit 5 Stimmen verneint.





Begründung:





a)	des Mehrheitsantrags:


Die Kommission 6 hat sich während der Sitzungen vom 28. Mai, 5. und 26. Juni und 21. August mit dieser Frage auseinander gesetzt.


Der Kommissionspräsident hat sich am 7. Juni schriftlich an die beiden betroffenen Behörden, das Kantonsgericht und das Verwaltungsgericht, gewandt und sie um ihre Meinung gebeten.


Der Verwaltungsgerichtspräsident antwortete schriftlich am 13. Juni und teilte in seinem Brief mit, dass das Verwaltungsgericht gegen eine solche Zusammenführung sei. Er begründet die Ablehnung mit einer unterschiedlichen "Unternehmenskultur" der beiden Behörden. Das Verwaltungsgericht vertrete eine transparente zukunftsgerichtete Politik, während das Kantonsgericht laut Verwaltungsgerichtspräsident eine der Tradition verhafteten Philosophie vertrete, was einen Zusammenschluss verunmögliche. Er weist ferner darauf hin, dass die Führung eines 14-köpfigen Kantonsgerichts viel aufwendiger sei als die von zwei 7-köpfigen Instanzen, da man zu vierzehnt statt wie bisher zu siebt entscheiden müsse. Er hätte jedoch nichts dagegen, wenn die beiden Gerichte unter dem gleichen Dach arbeiten.


Das Kantonsgericht antwortete per Schreiben vom 29. Juni, dass dies eine Frage sei, der man sicher auf den Grund gehen sollte, dass ihm dies aber wegen der anstehenden Arbeit innerhalb nützlicher Frist nicht möglich sei.  


Auf ihrer Sitzung vom 28. Mai hatte sich die Kommission 6 gegen die Zusammenführung der beiden Gerichte ausgesprochen. Doch am 26. Juni entschied sie sich um und hat die Zusammenführung mit einer knappen Mehrheit gutgeheissen. Diese Mehrheit ist im Verlauf der Erörterungen der anderen Fragen gewachsen, da Kommissionsmitglieder, die zuerst dagegen waren, inzwischen mehr Vor- als Nachteile darin sehen. 





1. Historischer Rückblick


Als das Verwaltungsgericht geschaffen wurde, stellte sich im Grossen Rat auch die Frage, ob das Kantonsgericht durch ein Verwaltungsgericht ergänzt oder ein getrenntes Verwaltungsgericht geschaffen werden sollte. In der Botschaft 150 vom 11. April 1989 (Amtliches Tagblatt der Sitzungen des Grossen Rates, 1989, I, S.723 ff.) werden die Gründe aufgeführt, aus denen man sich für die zweite Lösung entschieden hat: «Problem, die neuen Richter/innen und das Personal in den bestehenden Räumlichkeiten unterzubringen, selbst wenn ausgebaut wird; Schwierigkeit, ein grosses Gericht zu verwalten, Gefahr der Isolierung der Verwaltungsrichter gegenüber den Kollegen der anderen Gerichte wegen der zahlreichen Verwaltungsstreitfälle; Schwierigkeit, externe Beisitzer für das Verwaltungsgericht zu finden, das sich im Kantonsgericht befindet, wobei das Verwaltungsgericht ganz anders arbeitet; Gefahr, die Verwaltungsgerichtsbarkeit so klein wie möglich zu halten, um die Schaffung eines grossen Gerichts zu vermeiden».





2. Beurteilung der angeführten Begründung 





2.1 Die Räumlichkeiten


Diese Begründung ist nicht mehr stichhaltig, da das ehemalige Archiv geräumt wurde. Die ehemaligen Archivräume sind gross genug, um beide Gerichte zu beherbergen. Ausserdem ist nicht auszuschliessen, dass bis zur tatsächlichen Zusammenführung der beiden Gerichte weitere Räumlichkeiten frei werden.





2.2. Verwaltung eines grossen Gerichts


Als das Verwaltungsgericht geschaffen wurde, zählte das Kantonsgericht am meisten Richter. Die Bezirksgerichte verfügten über einen Richter und einen Gerichtsschreiber, wobei das Saane-Gericht vier zählte. Damals gab es weder das Wirtschaftsgericht noch das Untersuchungsrichteramt. 


Inzwischen zählt das Saane-Gericht 8 französischsprachige Präsidenten, einen Teilzeitpräsidenten deutscher Muttersprache und 11 Gerichtsschreiber; das Gericht von Greyerz hat 2 Präsidenten und 3 Gerichtsschreiber, von den Praktikanten einmal abgesehen.


In zwölf Jahren hat die Bedeutung der Distanzen abgenommen, die Kommunikationsnetzwerke haben sich ausgedehnt, was einen Konzentrationsprozess auf allen Ebenen ausgelöst hat. Was noch vor ein paar Jahren als unverrückbar galt, wurde entweder abgebaut oder zusammengeschlossen, sodass in allen Bereichen Riesengebilde entstanden sind.


Soweit sind wir aber mit unserem Antrag, die beiden kantonalen Gerichte zusammenzuführen, noch nicht. Ein Gericht mit vierzehn Richtern bleibt immer noch überschaubar. Eine vierzehnköpfige Behörde ist durchaus noch funktionsfähig. Das Bundesgericht, das viel mehr Richter zählt, ist der Beweis dafür: Es arbeitet zur allgemeinen Zufriedenheit. 





Die anderen Argumene der Botschaft sind eher Einstellungssache und beruhen weniger auf objektiven Kriterien. Also wollen wir nicht näher darauf eingehen.





3. Argumente für eine Zusammenführung





3.1. Praktische Aspekte


Es werden Büroflächen frei, was für den Staat Einsparungen bringt; denn als Eigentümer kann er die Gebäude einer neuen Nutzung zuführen.


Die Arbeit kann bei Ferien oder Krankheit besser unter den Sekretärinnen und Gerichtsschreibern aufgeteilt werden. 


Es ist nur eine einzige Bibliothek erforderlich.





3.2. Ausstand


Wohl verfügen die Gerichte über Ersatzrichter, dennoch wäre es sehr praktisch, über eine grössere Zahl ordentlicher Richterinnen und Richter zu verfügen, wenn jemand in den Ausstand tritt. Dagegen wird oft geltend gemacht, dass sich die Richter auf ein Rechtsgebiet spezialisiert haben und als Verwaltungsrichter nicht unbedingt in Zivil- und Strafsachen entscheiden können oder umgekehrt.


Dieses Argument lässt sich leicht entkräften, wenn man bedenkt, dass es auch im Privatrecht hoch spezialisierte Gebiete wie das geistige Eigentum, den Datenschutz, das Recht des unlauteren Wettbewerbs oder das Kartellrecht gibt, mit dem sich der Richter oder die Richterin bei einem entsprechenden Fall auseinander setzen muss, wenn er oder sie möglicherweise noch wenig Erfahrung darin hat. 


Dazu kommt, dass die Grenze zwischen Privatrecht und Verwaltungsrecht nicht so eindeutig ist, wie es auf den ersten Blick scheinen mag. Es gibt mehrere Bereiche, die dazwischen stehen: z.B. das Bankenrecht, das Kartellrecht und das Bodenrecht in der Landwirtschaft. Schliesslich ist der Ansatz zum Teil ähnlich im Privat- wie im öffentlichen Recht. Ein Richter, der sich beispielsweise im privatrechtlichen Arbeitsvertrag auskennt, wird sich auch bei Arbeitsverhältnissen der öffentlichen Verwaltung zurechtfinden.





3.3. Neue Aufgaben des Kantonsgerichts gemäss revidierter Verfassung


Die Kommission befürwortet die Schaffung eines Verfassungsgerichts. Nach dem jetzigen Stand der Arbeiten wäre dieses Gericht für die Überprüfung der Verfassungsmässigkeit der kantonalen Gesetze, der Gültigkeit von Volksinitiativen, für Urteile bei Streitfällen, welche die Gemeindeautonomie, die Ausübung der bürgerlichen Rechte betreffen, und bei Zuständigkeitskonflikten zwischen Behörden zuständig. Angesichts der Bedeutung, die solche Streitfälle in der Öffentlichkeit haben werden, ist es wichtig, ein Zeichen zu setzen und das Verfassungsgericht am Kantonsgericht zu errichten. Da es sich dabei um verfassungsrechtliche Streitfälle handelt, müssen sich die Richter des Verwaltungsgerichts am Kantonsgericht befinden.  


Die Kommission hat sich mit der Aufsicht über die Gerichtsbehörden befasst. So hat sie sich für die Schaffung eines Obersten Justizrates ausgesprochen und arbeitet gegenwärtig an den Aufgaben dieser neuen Behörde. Es ist ihr dabei bald klar geworden, dass der Oberste Justizrat wohl eine disziplinarische Aufsicht über die Gerichtsbehörden, nicht aber eine direkte Kontrolle ausüben kann. Diese Aufgabe könnte dem Kantonsgericht für die unteren Behörden übertragen werden, allerdings auf Delegation hin und unter der Kontrolle des Obersten Justizrates. Durch die Zusammenführung der beiden Gerichte würde diese Arbeit erleichtert, da sie auf vierzehn und nicht nur sieben Richter verteilt werden kann. 





3.4. Symbolischer Aspekt


Die Gewaltenteilung ist die Grundlage jeder Demokratie. In unserem Kanton steht jeweils eine einzige Behörde an der Spitze der gesetzgebenden und der ausführenden Gewalt. Ihre Rolle ist eindeutig, und sie symbolisiert in den Augen der Bevölkerung auch die jeweilige Gewalt: Der Staatsrat vertritt die Exekutive, der Grosse Rat die Legislative. Nach den Problemen unserer Justiz während der letzten Jahre sollte das in der Judikative nicht anders sein - an ihrer Spitze sollte ein einziges Organ stehen. Zusammen ist man stärker, und wenn das Kantonsgericht durch neue Mitglieder wieder zu neuem Schwung findet, kann es das Vertrauen in die Gerichtsbehörden wiederherstellen. 








b)	des Minderheitsantrags:


Die Kommissionsminderheit begründet ihre Stellungnahme wie folgt:


Die Kommission stellte zunächst fest, dass in anderen Kantonen beide Systeme vorkommen. Der Kanton Bern beispielsweise hat zwei verschiedene Behörden, im Kanton Jura sind am Kantonsgericht alle Gerichtsbarkeiten vereinigt, im Wallis gibt es unterschiedliche Gerichtsbarkeiten, und der Kanton Waadt hat im Vorentwurf beschlossen, ein Verwaltungs- und Verfassungsgericht im Kantonsgericht zusammenzuführen. Die Minderheit weist auf die Komplexität des Verwaltungsrechts hin. Davon zeugt auch die heutige Gliederung des Verwaltungsgerichts in verschiedene Gerichtshöfe, wie der Richter Pfammatter in seinem Vortrag vom 10. Mai 2001 erläuterte:


1. Gerichtshof: Streitfälle betreffend das Verhältnis zum Staat im weiteren Sinn, d.h. betreffend Gemeinden, Haftung des Staates und Aufenthaltsbewilligungen;


2. Gerichtshof: Bodenrecht, Baubewilligungen, Umweltschutz und öffentliches Beschaffungswesen;


3. Gerichtshof: Führerscheinentzug, Handel, Patente, Landwirtschaft;


1. Spezialgerichtshof: behandelt alle Steuerprobleme: direkte Steuern und Abgaben;


2. Spezialgerichtshof: entscheidet bei Streitfällen betreffend Sozialversicherungen (AHV/IV, Unfall usw.).





Für sie ist nicht erwiesen, dass eine Zusammenführung von Vorteil ist. Sie weist darauf hin, dass das Verwaltungsgericht reibungslos funktioniert, das Arbeitsklima dort offenbar gut ist, während es gemäss kaum zu überhörenden Gerüchten um die Kollegialität am Kantonsgericht schlecht bestellt sei und eine Zusammenführung der beiden Instanzen nicht nur sinnlos, sondern womöglich sogar riskant sei.





Ausserdem weist sie darauf hin, dass beide Behörden gegen eine Verschmelzung sind. Sie befürchtet, dass ein Konsens im Plenum mit 14 Richtern schwieriger zu finden sein wird. Sie macht auch ein praktisches Problem geltend: Wo soll diese vereinigte Behörde untergebracht werden? Die beiden Einzelbehörden verfügen über eigenes Personal, sodass diesbezüglich bei einer Zusammenführung keine Mehrkosten entstehen sollten.








Frage 6c des Ideenhefts:





"Soll zur Vermeidung einer Überlastung des Verwaltungsgerichts eine zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit vorgesehen werden, wie dies bei der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit der Fall ist?"





Antwort:





Die Kommission 6 beantragt, die Frage 6c des Ideenhefts zu verneinen; sie ist also für die Beibehaltung des heutigen Systems.





Begründung:





Von den 14 anwesenden Mitgliedern haben sich 13 dafür ausgesprochen bei einer Enthaltung. Diese Frage war in der Kommission 6 unbestritten. Dies ist auf die Ausführungen des Richters C. Pfammatter vom 10. Mai 2001 vor der Kommission zurückzuführen. Ein Kommissionsmitglied bemerkte, dass es denkbar wäre, sämtlichen Verwaltungsbehörden die Entscheidungsgewalt zu entziehen und stattdessen zwei Verwaltungsgerichte auf unterschiedlichen Stufen einzurichten. Darauf antwortete der Richter: "Das wäre für sie (die Richter des Verwaltungsgerichts) verlockend, doch muss die Verwaltung die Angemessenheit kontrollieren können; ein erstinstanzliches Verwaltungsgericht könnte das nicht, da es nur die Rechtmässigkeit einer Entscheidung beurteilen muss. Der Rechtsuchende findet Gehör. Vergessen wir zudem nicht, dass die Verwaltungen auf ein Gebiet spezialisiert sind. Er erklärt, dass die Angemessenheitsprüfung besteht und die Verwaltungen ihren an sich rechtmässigen nach Eintreffen einer Beschwerde manchmal ändern, um ihn zu verbessern" (s. Protokoll vom 10. Mai 2001 S. 7 in fine).





Der Kommission 6 schien diese Argumentation einleuchtend, so schloss sie sich ihr an und entschied entsprechend.








Frage 7 des Ideenhefts:





"Sind Sie für die Schaffung einer Verfassungsgerichtsbarkeit?"





Antwort:





Die Kommission 6 bejaht diese Frage mit einer Mehrheit von 8 von insgesamt 13 Stimmen, bei einer Minderheit von 4 Mitgliedern und einer Enthaltung und beantragt die Schaffung eines Verfassungsgerichts, das - wie aus ihren Arbeiten hervorgeht - einer der Gerichtshöfe des vereinigten Kantonsgerichts werden sollte (sofern der Mehrheitsantrag angenommen wird).





Die Kommission 6 ist sich zu gewissen Zuständigkeiten einig, doch wird sie dem Plenum zwei Anträge vorlegen. Erstens, die abstrakte Kontrolle der Kantons- und Gemeindenormen; zweitens, nur die abstrakte Kontrolle der Kantonsnormen. 





Begründung:





Laut Andreas Auer obliegt die Überprüfung der Verfassungsmässigkeit der kantonalen und Gemeindeerlasse nicht nur dem Bundesrat, der Bundesversammlung und dem Bundesgericht, sondern in erster Linie auch den Kantonsbehörden. Die Überprüfung der kantonalen Normen und Beschlüsse durch den Kanton bildet neben der Überprüfung der Verordnungen und Beschlüsse des Bundes durch den Kanton einen zentralen Aspekt der kantonalen Verfassungsgerichtsbarkeit (s. Andreas Auer, La juridiction constitutionnelle en Suisse / Die schweizerische Verfassungsgerichtsbarkeit,Verlag Helbling und Lichtenhahn, S. 266 ff�., Nr. 521 ff.).





Er bemerkt ausserdem, dass die Überprüfung der kantonalen Normen und Beschlüsse durch den Kanton aus folgenden Gründen weit komplexer ist, als es auf den ersten Blick scheinen mag (ebd. S. 267, Nr. 522).





Er führt zunächst den Grundsatz der Übergeordnetheit des Gesetzes und der Übergeordnetheit des Bundesrechts an, wodurch die Autonomie des Kantons bei der Organisation und Gestaltung der Verfahren eingeschränkt wird, was sich wie folgt niederschlägt :


akzessorische Kontrolle der Konformität der kantonalen Erlasse mit dem Bundesrecht durch die Kantonsgerichte und -regierung im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Pflichten;


abstrakte Kontrolle der Konformität von Volksinitiativen mit dem Bundesrecht durch die zuständige Kantonsbehörde nicht nur hinsichtlich der Formvorschriften für ihr Zustandekommen sondern auch hinsichtlich ihrer materiellen Konformität mit dem übergeordneten, insbesondere dem Bundesrecht, selbst wenn keine ausdrückliche Gesetzesgrundlage besteht, und Verweigerung, sie vor das Volk zu bringen, falls die Behörde auf Unrechtmässigkeit schliesst (ebd. S. 267 ff., Nr. 523 ff.).





Danach geht er auf die abstrakte Kontrolle der kantonalen und Gemeindevorschriften ein, und weist darauf hin, dass im Kanton Nidwalden (Art. 69 der Verfassung NW) das Verfassungsgericht die eigenen Gesetze und Verordnungen des Kantons, der Gemeinden und der öffentlichrechtlichen Körperschaften einer abstrakten Kontrolle unterzieht. Laut Art. 66 Abs. 2 der Nidwaldner Verfassung sind die Gerichte durch Gesetze, die gegen das Bundesrecht oder die Kantonsverfassung verstossen, und durch verfassungswidrige oder unrechtmässige Verordnungen nicht gebunden (ebd. S. 279, Nr. 551).





In der Westschweiz hat der Kanton Jura ein Verfassungsgericht geschaffen, das zur abstrakten Kontrolle der Verfassungsmässigkeit der kantonalen Gesetze (ebd. S. 273 f., Nr. 536 ff.), der Gemeindeerlasse und öffentlichrechtlichen Verträge (ebd. S. 277, Nr. 545) befugt ist. Aus der Schrift von Jean Moritz, einem der Gründerväter des jurassischen Verfassungsgerichts, "La juridiction constitutionnelle dans le canton du Jura", Verlag Le Pays, geht ebenfalls hervor, dass das Verfassungsgericht nicht nur kantonale Gesetze, sondern auch alle dem Gesetz untergeordneten Erlasse kontrolliert, die allgemeine und abstrakte Vorschriften enthalten, die für eine unbestimmte Anzahl Menschen und Situationen gelten, bevor sie in Kraft gesetzt werden. Um welche Erlasse es sich dabei handelt, wird im Gesetz aufgezählt. Darunter fallen Dekrete, Beschlüsse, Reglemente der Kantone, Gemeinden und zwischen Gemeinden sowie öffentlichrechtliche Kommisssionen (ebd. S. 19 S, s.a. Art. 190 des Code de procédure administrative jurassienne).





Auer erwähnt in seinem Werk ausdrücklich die Verfassungsrevision des Kantons Basel-Landschaft (s. S. 276, Nr. 542). Die neue Kantonsverfassung wurde am 17. Mai 1984, also nach Erscheinen von Auers Buch angenommen. Gemäss Verfassung obliegt die Kontrolle der Verfassungsmässigkeit dem Verwaltungsgericht (s. Art. 86 der Verfassung Basel-Landschafts), wenn gegen Parlamentsbeschlüsse oder Regierungsverordnungen Beschwerde erhoben worden ist. Verfassungs- oder Gesetzesbestimmungen können aber nicht überprüft werden (s. Art. 86 Abs. 3 der Verfassung Basel-Landschafts). Entgegen Auers Ausführungen, die auf den Revisionsarbeiten beruhten, beschränkt sich die Verfassung auf Beschwerden wegen Verletzung der verfassungsmässigen Rechte bei der Anwendung der Gesetze (konkrete Kontrolle der Verfassungsmässigkeit), insbesondere der Grund- und Volksrechte (ebd. S. 279, Nr. 552). 





Die Verfassung des Kantons Nidwalden stammt vom 10. Oktober 1965, jene des Kantons Jura vom 20. März 1977. Daraus folgt, dass derartige Verfassungsinstanzen auf Kantonsebene nur in Verfassungen jüngeren Datums zu finden sind. In diesem Zusammenhang weisen wir auch darauf hin, dass der Waadtländer Verfassungsrat dem Volk in seinem Vorentwurf die Schaffung einer solchen Behörde mit der Bezeichnung Cour Constitutionnelle als Abteilung des Kantonsgerichts beantragt (s. dazu Art. 142�143 des Vorentwurfs des Kantons Waadt).





Der Vollständigkeit halber sei noch erwähnt, dass in der Berner Verfassung vom 6. Juni 1993 keine derartige Behörde geschaffen wird, ebenso wenig in der Neuenburger Verfassung vom 25. April 2000. Die Kommission 6 stellt diesbezüglich aber fest, dass die Verfassung des Kantons Jura, Waadt und Freiburg von einem Verfassungsrat ausgearbeitet wird oder worden ist, während jene des Kantons Neuenburg auf das Parlament zurückgeht, was zu einen anderen Ansatz führt. 





Trotzdem darf man daraus nicht schliessen, dass die Verordnungen der Kantone und Gemeinden, in denen es kein Verfassungsgericht gibt, nicht kontrolliert werden:


im Kanton Aargau überprüft das Verwaltungsgericht die Recht- und Verfassungsmässigkeit der verwaltungsrechtlichen Vorschriften der Dekrete oder Verordnungen des Kantons und der Beschlüsse der Gemeinden abstrakt (ebd. S. 275 Nr. 541);


im Kanton Schaffhausen wurde 1971, im Kanton Luzern 1972 eine ähnliche Regelung eingeführt;


im Kanton Graubünden können natürliche Personen bei der Kantonsregierung eine Verfassungsbeschwerde einreichen, um Verfassungs- oder Gesetzeswidrigkeiten zu beheben (ebd. S. 276, Nr. 543).





Andreas Auer geht auch auf die abstrakte Kontrolle der Gemeindeerlasse im Rahmen der Kantonsaufsicht über die Gemeinden ein. Diese wird im Prinzip gemäss allen Kantonsverfassungen von Amtes wegen durch die Kantonsregierung ausgeübt. Wohl beschränke sich diese Kontrolle meistens auf die Verfassungs- und Rechtmässigkeit der Erlasse, doch kommt es in gewissen Fällen zu einer eigentlichen Angemessenheitskontrolle (ebd. S. 277 f., Nr. 546 ff.).





Die Kommission ihrerseits weist auf Art. 77 der heutigen Freiburger Staatsverfassung hin, der bestimmt, dass die Gemeinden der Oberaufsicht des Staates unterstehen. Diese Verfassungsgrundlage findet in Art. 4 des Gesetzes über die Gemeinden betreffend Gemeindeautonomie ihren Niederschlag:


"Die Gemeinde besorgt ihre Angelegenheiten in den Grenzen der kantonalen und der eidgenössischen Gesetzgebung selbständig." Dies kommt auch in Art. 143 ff. des Gemeindegesetzes zum Ausdruck; in Art. 144 wird Art. 77 der bestehenden Verfassung näher ausgeführt, und Art. 144�146 legen die diesbezüglichen Befugnisse des Staatsrates, des Gemeindedepartements und der Oberamtmänner fest; in Art. 147 wird der Umfang der Prüfungsbefugnis bestimmt, die sich grundsätzlich auf die Gesetzmässigkeit beschränkt, sich aber auch auf die Angemessenheit erstreckt, wenn das Allgemeininteresse des Kantons oder schutzwürdige Interessen anderer Gemeinden unmittelbar berührt werden (s. Art. 147 Abs. 2 Bst. a) oder wenn die ordnungsgemässe Verwaltung der Gemeinde schwer gefährdet ist (Art. 147 Abs. 2 Bst. b des Gemeindegesetzes). Es handelt sich dabei aber nicht um eine akzessorische Kontrolle, und natürliche Personen haben diesbezüglich keinerlei Befugnisse.





Auer erwähnt ausserdem, dass die akzessorische Kontrolle der Konformität der kantonalen Verordnungen mit dem Bundesrecht im Kanton Genf Sache der Rechtsprechung ist. Zu dieser Befugnis der Gerichte gehört auch das Recht, die Gesetzmässigkeit der Reglemente des Staatsrates im Ausnahmeverfahren zu prüfen, der diesbezüglich vorsichtiger scheint (ebd. S. 280, Nr. 554).





Das Zürcher Verwaltungsgericht hat 1965 ein nach Ansicht Auers wichtiges Urteil gefällt: Es hat sich für zuständig erklärt, um die Konformität der kantonalen Gesetze mit der Kantonsverfassung zu prüfen, wenn der Beschwerdeführer eine Verletzung seiner verfassungsmässigen Rechte geltend macht, mit der Begründung, dass man vom Verwaltungsgericht kein Urteil verlangen könne, das dann bei der Beurteilung einer staatsrechtlichen Beschwerde vom Bundesgericht aufgehoben werden könnte. Das Zürcher Verwaltungsgericht hatte bereits ein Jahr zuvor bejaht, die Verfassungs- und Rechtmässigkeit von kantonalen Verordnungen vorfragemässig prüfen zu können.





Diese recht langen Ausführungen verdeutlichen, dass die Kantone sehr unterschiedliche Lösungen verwenden, die sich nicht immer durch besondere Klarheit auszeichnen und daher für die Bürgerinnen und Bürger als Verwaltete oder Rechtsuchende nicht sehr "anwenderfreundlich" sind. Im Übrigen werden diesen oft nicht viel Rechte übertragen. 





Die Kommission 6 vertritt somit die Auffassung, dass unser Kanton mit der Revision eine Gelegenheit erhält, wie der Waadtländer Verfassungsrat eine völlig neue Bestimmung aufzunehmen und eine derartige Behörde zu schaffen. In ihrem Pflichtenheft könnte wohl die abstrakte Normenkontrolle (der Gesetze, Beschlüsse, Verordnungen) gemäss Variante 1 ausschliesslich auf kantonaler Ebene und gemäss Variante 2 auf kantonaler, auf Gemeindeebene und der öffentlichrechtlichen Körperschaften stehen.





Was die Notwendigkeit der Schaffung eines solchen Gerichts betrifft, würde nach Meinung der Kommissionsmitglieder das Gefühl der Rechtsstaatlichkeit dadurch gestärkt. Ausserdem würde der Gesetzgeber dadurch insbesondere bei den neuen oder bereits bestehenden Freiheiten und Rechten noch stärker auf die Einhaltung der neuen Kantonsverfassung achten, die in unserem zukünftigen Grundgesetz eingeführt oder wieder aufgenommen werden. 





Durch die Schaffung eines Verfassungsgerichts könnte das Kantonsrecht je nach Befugnissen, die man ihm überträgt, besser eingehalten werden, weil die Erlasse der Exekutive in Anwendung der Gesetze und andere Vorlagen des Grossen Rates ebenfalls auf ihre Konformität hin geprüft werden könnten.





Darüber hinaus würde eine Kontrollbehörde bestehen, wenn die Exekutive oder Legislative ihre Kompetenzen überschreitet.





Einige Kommissionsmitglieder hatten während der Diskussion geltend gemacht, dass die bereits bestehende konkrete Kontrolle ausreiche. Aus der oben stehenden Übersicht geht jedoch hervor, dass es in unserem Kanton einzig die konkrete Kontrolle gibt, womit er im Vergleich mit anderen Schweizer Kantonen nicht besonders gut dasteht. Der neuen Behörde würden verschiedene Befugnisse übertragen, die sonst von mehreren Behörden ausgeübt werden müssten, sofern diese Befugnisse ausdrücklich in der neuen Verfassung verankert werden. Die Kommission legt dem Plenum in erster Lesung daher einen Wortlaut mit Varianten vor, welcher der Lösung des Waadtländer Verfassungsrates verwandt ist:


"Das Verfassungsgericht ist ein Gerichtshof des Kantonsgerichts.





1.	Das Verfassungsgericht





a)	gewährleistet die Konformität der Normen mit dem übergeordneten Recht;


b)	prüft auf Antrag, der 20 Tage nach der offiziellen Veröffentlichung eingereicht wird, die Verfassungsmässigkeit der Gesetze und die Konformität der anderen Normen des Kantons (und der Gemeinden) mit dem übergeordneten Recht. Durch die Anrufung des Gerichts wird die Inkraftsetzung des entsprechenden Erlasses ausgesetzt;


c)	beurteilt von Amts wegen als einzige Instanz die Gültigkeit von Volksinitiativen 20 Tage nach der offiziellen Veröffentlichung;


d)	beurteilt als einzige kantonale Instanz Streitfälle betreffend die Gemeindeautonomie, die anerkannten Kirchen und ihre Kirchgemeinde sowie andere öffentlichrechtliche Körperschaften;


e)	beurteilt auf Beschwerde als letzte kantonale Instanz Streitfälle betreffend die Ausübung der bürgerlichen Rechte in Kantons- und Gemeindefragen;


f)	urteilt in Zuständigkeitskonflikten zwischen Behörden, ausser wenn sie selbst Partei sind;


g)	befindet über andere Gegenstände, die ihm vom Gesetz übertragen werden.





2.	Das Verfassungsgericht fällt innerhalb von 60 Tagen nach seiner Befassung ein Urteil und veröffentlicht es."





Die Kommissionsmehrheit ist sich zu den Buchstaben a, c, d, e, f, g einig und schlägt zu Buchstabe b zwei Varianten vor.





Im Zusammenhang mit Buchstabe b weisen wir darauf hin, dass im Kanton Freiburg keinerlei abstrakte Normenkontrolle existiert. Wenn das BG angerufen wird, kann sie von diesem im Rahmen seiner Zuständigkeiten innerhalb von 30 Tagen nach Verabschiedung der kantonalen Norm, d.h. in einem konkreten Fall durchgeführt werden, wobei die Kontrolle anhand der Bundesverfassung oder einer anderen bundesrechtlichen Norm erfolgt (s. Art. 84 ff. OG, SR 173.110).





Durch die Einführung einer abstrakten Kontrolle auf kantonaler Ebene könnte man Probleme bereits kantonsintern lösen, die sonst dem Bundesgericht vorgelegt werden müssten, soweit dies überhaupt möglich ist 





Tarkan Göksu, der Rechtsberater des Verfassungsrates, führt in seinem Bericht "Ueber Sinn und Unsinn kantonaler Verfassungsgerichtsbarkeit" vom 15. Mai 2001 die Lücken auf, die auf Bundesebene bei der Prüfung der Verfassungsmässigkeit bestehen.





Zu diesem Zweck unterscheidet er zwischen drei verschiedenen Verfassungswidrigkeiten des kantonalen Rechts: 


Erstens: ausdrückliche Verletzung des Bundesrechts durch kantonales Recht. Solche Verletzungen werden durch die Minimalkontrolle der Verfassungsmässigkeit erfasst, die gemäss Bundesrecht der akzessorischen Prüfung der Gerichte des Kantons unterliegt. Mit diesem Aspekt wird sich die Kommission 6 später noch einmal auseinander setzen.


Zweitens: kantonales Recht, das durch eine staatsrechtliche Beschwerde vor dem Bundesgericht angefochten werden kann;


In die dritte Kategorie gehört das übrige kantonale Recht. Es sind die Bestimmungen, die zwar weder gegen die derogatorische Kraft des Bundesrechtes verstossen (s. Art. 49 der Bundesverfassung), noch durch eine staatsrechtliche Beschwerde angefochten werden können, aber trotzdem nicht gerichtlich auf ihre Konformität mit dem übergeordneten Recht hin überprüft werden können. Es sind vor allem kantonale Rechtsnormen, welche die Kantonsverfassung, nicht aber das Bundesrecht verletzen, und Normen im Zusammenhang mit kantonalen oder Bundesverfassungsrechten der Einzelnen, für die wegen der restriktiven Praxis des Bundesgerichts die staatsrechtliche Beschwerde nicht möglich ist. Diese dritte Kategorie von Verletzungen stellt eine Lücke dar, welche durch eine kantonale Kontrolle der Verfassungsmässigkeit nicht behoben werden kann.





Tarkan Göksu weist noch auf weitere Lücken bei der Prüfung der Verfassungsmässigkeit auf Bundesebene hin, die sich durch mangelnde Berücksichtigung in der Kantonsverfassung, eine teilweise beschränkte Kognition des Bundesgerichts und eine geringe Tragweite der eigenständigen kantonalen Grundrechte auszeichnet (ebd. S. 8 ff.). Dies führt ihn zum Schluss, dass die Rechtsprechung im Zusammenhang mit der Willkür des Bundesgerichts unbefriedigend ist. Wohl könnte man das GOG abändern, doch würde dadurch die Bedeutung der kantonalen Kontrolle der Verfassungsmässigkeit geschmälert. Seines Erachtens muss der Verfassungsrat selbst dafür sorgen, dass die Prüfung der Verfassungsmässigkeit einen angemessenen Stellenwert erhält und die Selbständigkeit des Kantons nicht vom Ermessen des Bundesgerichts abhängt, da es dem Verfassungsrat ja gerade um die Auslegung der Kantonsverfassung geht.





In Buchstabe c des vorgeschlagenen Wortlauts (Gültigkeit der Volksinitiativen) findet wie bereits erwähnt einfach eine Verpflichtung der Kantone ihren Niederschlag (welche die Kommission 5 des Verfassungsrates dem Parlament übertragen möchte). Überträgt man diese Befugnis dem Verfassungsgericht, könnten das Parlament und damit auch das Verfahren entlastet werden. Zudem könnte dies von Berufsrichtern, die im Vollpensum arbeiten, zügiger erledigt werden.





In den Buchstaben d und e wird in der Verfassung die Befugnis verankert, über Streitfälle betreffend die Ausübung der bürgerlichen Rechte auf Kantons- und Gemeindeebene zu befinden, wobei sie einer politisch neutralen, unabhängigen Behörde übertragen wird (Gewaltenteilung), was für die Rechtsuchenden mit einer grösseren Unparteilichkeit einhergeht. Dazu gibt es im Rahmen der staatsrechtlichen Beschwerde auf Bundesebene eine umfangreiche Rechtsprechung, was darauf hindeutet, wie juristisch solche Entscheide sind.





Mit Buchstabe f (Beilegung von Zuständigkeitskonflikten zwischen Behörden) wird formell eine neue Zuständigkeit geschaffen, die dem Verfassungsgericht übertragen wird (die Kommission 5 beantragt, sie dem Parlament zu übertragen).





Buchstabe g ermächtigt den Gesetzgeber dem Verfassungsgericht weitere Aufgaben zu übertragen, wobei die in der Verfassung genannten nur den "harten Kern" bilden.





Die Kommissionsmitglieder sind bezüglich Ziffer 2 des Artikels über das Verfassungsgericht der Ansicht, dass für eine Urteilsfällung innerhalb von 60 Tagen zu sorgen ist. Diese Frist entspricht den zwei Monaten im Vorentwurf des Waadtländer Verfassungsrates und den 60 Tagen im Kanton Jura. Mit dieser kurz bemessenen Frist will man für eine zügige Kontrolle durch das Verfassungsgericht sorgen, damit der gesetzgeberische Prozess nicht lahmgelegt wird. Nach Auskunft des jurassischen Verfassungsgerichts werden die verfassungsmässigen 60 Tage eher als Grössenordnung verstanden und die Entscheide innerhalb von zwei bis drei Monaten gefällt.





Der Verfassungsrat des Kantons Waadt hatte die Frage der Berechtigung zur Ausübung dieser Rechte im vorläufigen Vorentwurf auf Verfassungsstufe geregelt. Doch im Vorentwurf wurde sie gestrichen.





Die Kommission 6 des Freiburger Verfassungsrates ist der Meinung, dass diese Frage dem Gesetzgeber und der Ausführungsgesetzgebung zu überlassen sei. 





Schliesslich hat sich die Kommission auch mit den Kosten auseinander gesetzt. Die Kosten stehen nicht fest. Diese Verfahren werden nicht umsonst sein - da dürfen wir uns keinen Illusionen hingeben. Die Verfassungskontrolle wird zwar von einer neuen Behörde durchgeführt, doch besteht sie aus Richterinnenn und Richtern, die bereits am Kantons- und Verwaltungsgericht tätig sind (die zusammengeführt werden sollten, sofern der Antrag der Kommission 6 gutgeheissen wird), die über das nötie Personal und die Infrastrukturen verfügen, sodass die Finanzen des Kantons nicht zu stark strapaziert werden sollten.








Eigene Frage der Kommission 6:





"Sollen alle Gerichte des Kantons die Möglichkeit erhalten, die Konformität von Gesetzesbestimmungen oder Vorschriften mit dem übergeordneten kantonalen oder Bundesrecht zu prüfen?"





Antwort:





Die anwesenden Mitglieder der Kommission 6 haben diese Frage einstimmig bejaht.








Begründung:





Eine derartige konkrete Kontrolle ist u.a. in der Berner (Art. 66), Neuenburger (Art. 86), Aargauer (Art. 95 Abs. 2) und Nidwaldner Verfassung (Art. 66 Abs. 2) ausdrücklich verankert. 





Im Kanton Nidwalden gibt es wie oben erwähnt sowohl die abstrakte als auch die konkrete Normenkontrolle. In der Kommission fiel die Diskussion darüber sehr kurz aus.





Wie T. Göksu in seinem Bericht erklärt, sind die Kantone einerseits aufgrund des Bundesrechts verpflichtet, die kantonalen Normen auf ihre Übereinstimmung mit der Bundesverfassung und dem Bundesrecht zu überprüfen. Eine solche Kontrolle der kantonalen Normen erscheint andererseits mindestens in zweierlei Hinsicht gegenüber der abstrakten Kontrolle nicht als Verdoppelung der Arbeit.





Die abstrakte Kontrolle würde nur auf neue Vorlagen angewandt. Die Verfassungsrevision würde also nur für Vorlagen gelten, die nach deren Inkraftsetzung angenommen werden; dabei gelten die strengen von der Kommission beantragten Auflagen (Antrag innerhalb von 20 Tagen nach der Veröffentlichung).





Ausserdem stellt sich das Problem der Konformität mit dem übergeordneten Recht möglicherweise erst bei der konkreten Anwendung. Das könnte sowohl für Normen, die vor dem Inkrafttreten der neuen Verfassung erlassen wurden, als auch für solche späteren Datums gelten.








Frage 8a des Ideenhefts:





"Soll die Anzahl Richter für das Kantons- und das Verwaltungsgericht in der Verfassung festgelegt werden?"





Antwort:





Die Kommission verneint diese Frage einstimmig.





Begründung:





Über diese Frage wurde in der Kommission nur sehr kurz diskutiert - die Antwort schien offensichtlich. Denn die Verfassung soll nur die allgemeinen Prinzipien enthalten, auf denen der Staat beruht, und die Rechte und Pflichten der Einzelnen nennen. Deshalb sollte Unwesentliches, das im Verlauf der Zeit sowieso abgeändert werden muss, nicht auf Verfassungsstufe festgeschrieben werden. Wie an anderer Stelle bereits erwähnt könnte es ja sein, dass die kantonale Rechtspflegeordnung an bundesrechtliche Auflagen angepasst oder die Anzahl Richter erhöht werden muss, falls das Volumen des Streitfälle zunehmen sollte.





Solche Anpassungen sollten ohne langwierige Verfassungsänderungen möglich sein, sodass man dafür möglichst einfache Verfahren einsetzen kann.








Fragen 8b bis 8d des Ideenhefts:





8b:	"Soll in der Verfassung zwischen den ständigen Mitgliedern der Gerichte, den Ersatzrichtern und den Beisitzern unterschieden werden?"





8c:	"Befürworten Sie den Grundsatz, dass sowohl Berufs- als auch Laienrichter an diesen Gerichten tätig sein können?"





8d:	"Würden Sie es begrüssen, wenn an diesen Gerichten ebenfalls ständige oder Berufsrichter in Teilzeit tätig wären?"





Antwort:





Die Kommission antwortet darauf, dass die Fragen 8 b � d verfassungsrechtlich nicht erheblich sind.





Begründung:





Aus der Diskussion unter den Kommissionsmitgliedern geht hervor, dass die Antworten auf diese Fragen für die Verfassung nicht erheblich sind und daher auf Gesetzesstufe geregelt werden müssen.








Frage 8e des Ideenhefts: 





"Wären Sie dafür, dass auch Richter ausländischer Staatsbürgerschaft, sofern sie hinreichende Bindungen zum Kanton geltend machen können, an diesen Gerichten Einsitz nehmen dürfen, umsomehr als diese auch über zahlreiche Ausländer richten?"





Antwort:





Nach Ansicht der Kommission braucht zu dieser Frage keine ausdrückliche Bestimmung in die Verfassung aufgenommen werden, doch sollte unter Verweis auf die Motion Ribordy eine Verfassungsgrundlage ausgerabeitet werden, damit der Gesetzgeber einschlägige Bestimmungen erlassen kann.








Begründung:





a)	Zur Prüfung dieser Frage hat sich die Kommission 6 auf zwei Artikel der Verfassung des Kantons Neuenburg bezogen: Artikel 37 über die Wahlberechtigten uner dem Titel III "Le peuple", und Artikel 47 betreffend Wählbarkeit in die Kantonsbehörden im Allgemeinen und in die Gerichtsbehörden im Besonderen unter dem Titel IV "Les autorités". 





Art. 37 der Neuenburger Verfassung lautet:





	"1.	Sont électrices ou électeurs en matière cantonale, s'ils sont âgés de 18 ans révolus et s'ils ne sont pas interdits pour cause de maladie mentale ou de faiblesse d'esprit:


a)	les Suissesses et les Suisses domiciliés dans le canton ;


b)	les Suissesses et les Suisses de l'étranger qui sont inscrits dans le registre électoral d'une commune du canton en vertu de la législation fédérale;


c)	les étrangères et les étrangers ainsi que les apatrides qui sont au bénéfice d'une autorisation d'établissement en vertu de la législation fédérale et qui sont domiciliés dans le canton depuis au moins 5 ans.





	2.	.."





	Art.47 besagt:





	"Sont éligibles comme membres des autorités cantonales les électrices et les électeurs de nationalité suisse. La loi peut étendre l'éligibilité aux étrangères et aux étrangers pour les autorités judiciaires. Elle peut aussi déclarer éligibles au Conseil d'Etat et aux autorités judiciaires des personnes qui sont domiciliées dans un autre canton suisse."





	Das Neuenburger Parlament hat durch die Verabschiedung dieser beiden Artikel Neuland betreten. Ersterer verleiht den Ausländerinnen und Ausländern, welche die in Art. 37 Abs. 3 der Verfassung genannten Bedingungen erfüllen, das aktive Wahlrecht (jedoch nicht das passive gemäss Art. 39 Abs. 2 vierter Satz der Verfassung). Zweiterer ermächtigt den Gesetzgeber, die Wählbarkeit in die Gerichtsbehörden auf Ausländerinnen und Ausländer auszudehnen (Art. 47).





b)	Die Motion Ribordy will zweifellos weniger hoch hinaus: Sie soll wie erwähnt einfach dafür sorgen, dass gewisse Ausländer an den Spezialgerichten (Arbeitsgericht, Mietgericht und -schlichtungskommission; s. Amtliches Tagblatt des Grossen Rates, Februar 2000, S. 27 und 28) zu Beisitzern gewählt werden können. Wäre diese Motion angenommen worden, hätte Art. 32 der geltenden Verfassung abgeändert werden müssen. Der Staatsrat hat dem Grossen Rat klugerweise vorgeschlagen, die angestrebte Öffnung nicht in einer Teilrevision der Verfassung umzusetzen, sondern das Anliegen in den allgemeineren Kontext der laufenden Totalrevision aufzunehmen (s. Amtliches Tagblatt des Grossen Rates, Februar 2000, S. 28)





c)	Mangels Verfassungsgrundlage ist die Kommission der Ansicht, dass ein Artikel in die zukünftige Verfassung unseres Kantons aufgenommen werden sollte, der den Gesetzgeber befugt, die "Wählbarkeit", Ernennung oder Bestimmung je nach System in die Gerichtsbehörden auf Ausländerinnen und Ausländer auszudehnen.





d)	Die Kommission ist sich bewusst, dass die Voraussetzungen für die Wählbarkeit von Ausländerinnen und Ausländern in diese Ämter (z.B: Wohnsitz, Aufenthaltsdauer usw.) in der Verfassung ebenfalls genannt werden sollten. Für sie ist es aber noch verfrüht, sich auf solche Einzelheiten festzulegen; sie will die Arbeiten der Kommission über politische Rechte abwarten, um zu sehen, ob diese den Ausländern Rechte überträgt, und wenn ja, unter welchen Bedingungen. Sie behält sich also die Möglichkeit vor, das Thema noch zu vertiefen, sobald ihr neues Material zur Verfügung steht.





NB:





In der Diskussion hat die Kommission 6 darauf hin gewiesen, dass die Fragen 9a, 9b, 12, 13a, 13b, 13c und 15 des Ideenhefts zusammenhängen. Daher werden sie zusammen behandelt. 





Auf die Fragen 10a, 10b, 11a, 11b, 14a und 14b hingegen wird separat eingegangen.








Frage 15 des Ideenhefts:





"Wie würden Sie die Aufsicht der Justizbehörden gestalten, damit das Prinzip der Gewaltenteilung und die Unabhängigkeit am besten gewahrt sind?


-	Aufsicht durch die Legislative?


-	durch die richterliche Gewalt selbst?


-	durch ein besonderes Organ?"








Antwort: 





Nach Ansicht der Kommission 6 sollte die Aufsicht der Justizbehörden durch ein besonderes Organ erfolgen. Auf der Sitzung Nr. 10 vom 11. Juni 2001 haben sich die anwesenden Mitglieder einstimmig für die Schaffung eines Obersten Justizrates ausgesprochen. 





Begründung:





a)	Die Kommission 6 bezieht sich zunächst auf die Ausführungen über die Entstehungsgeschichte der Gerichtsaufsicht auf S. 26 bis 29 des Ideenhefts 3D. Darin wird erklärt, wie die heutige Situation zustande kam, und worin die Parlamentsaufsicht über die Rechtsprechung genau besteht.





Art. 64 Abs. 2 der bestehenden Verfassung schreibt vor, dass das KG dem Grossen Rat alljährlich einen allgemeinen und ausführlichen Bericht über alle Zweige der Rechtspflege vorlegt. Dieser Bericht soll spätestens für die ordentliche Novembersession des nächstfolgenden Jahres vorgelegt werden. Art. 65 Abs. 3 bestimmt ausdrücklich, dass das VG unter der Oberaufsicht des Grossen Rates steht.





b)	Die Kommission 6 stellte fest, dass eine solche Institution bereits in drei Schweizer Kantonen, in Genf, im Tessin und im Jura, besteht. Der Kanton Neuenburg hat sich in seiner brandneuen Verfassung dagegen entschieden; in Art. 59 der Verfassung ist einfach die Oberaufsicht des Grossen Rates über die Führung des Kantonsgerichts verankert. Der Verfassungsrat des Kantons Waadt hatte in den Diskussionen einen derartigen Rat erwogen, sich dann aber dagegen entschieden, wie aus dem vorläufigen Vorentwurf und aus dem in die Vernehmlassung geschickten Vorentwurf hervorgeht. Auch im Kanton Waadt beschränkt man sich auf die Aufsicht des Grossen Rates über das Kantonsgericht (s. Art. 141 des Verfassungsentwurfs des Kanton Waadts). 





	Im Kanton Genf (s. Art. 135 der Genfer Verfassung) und Tessin (s. Art. 79 der Tessiner Verfassung) wird der Oberste Rat auf Verfassungsstufe eingeführt. Die beiden Bestimmungen sind knapp gehalten: In der Tessiner Verfassung wird der Rat geschaffen, seine Zusammensetzung festgelegt und für alles Weitere auf das Gesetz verwiesen. Die Genfer Verfassung besagt, dass die Aufsicht über die Gerichtsbehörden dem Obersten Justizrat obliegt. Er sorgt für eine reibungslose Funktionsweise der Gerichte und eine würdige Ausübung des Amtes durch die Magistraten der richterlichen Gewalt.





c)	Im Kanton Jura ist dieser nicht in der Verfassung, sondern im GOG zu finden. Im Gegensatz zu den Kantonen Genf und Tessin wird die Aufsicht über die unteren Behörden dem KG übertragen (s. Art. 64 LOJ JU), wobei der Grosse Rat die Oberaufsicht über die Gerichtsbehörden ausübt (s. Art. 63 LOJ JU). Die Disziplinargewalt obliegt jedoch einem Justizaufsichtsrat, der 5 Mitglieder und 2 Ersatzmitglieder zählt (s. Art. 66 Abs. 1 LOJ JU). In den folgenden Absätzen dieses Gesetzes wird im Einzelnen beschrieben, wie dieser zusammengesetzt ist.





d)	Offenbar stösst der Oberste Justizrat ausser im Kanton Freiburg in der Schweiz nicht auf besonderen Anklang. In unseren Nachbarländern Frankreich, Italien sowie in Spanien, Portugal und Belgien (dort wird er gerade eingeführt) ist er hingegen viel verbreiteter. In Deutschland existiert diese Einrichtung nicht, doch gibt es dort andere Institutionen, welche zum Teil Befugnisse haben, die in den erstgenannten Ländern diesem Rat übertragen werden. Die Befugnisse sind je nach Land ganz unterschiedlich. Ausschlaggebend ist dabei, dass diese Länder mit einem Obersten Justizrat die Unabhängigkeit ihrer Justiz gegenüber den politischen Behörden gewährleisten wollen (s. dazu Thierry S. Renoux, Leiter der Studien- und Forschungsgruppe für Verfassungsgerichtsbarkeit "Les Conseils supérieurs de la magistrature en Europe", Verlag La documentation française).





e)	Die Kommission 6 verweist auch auf die Antwort des Staatsrates auf die Motion Hartmann (s. Dokument Nr. 097.00). Sie teilt die Meinung des Staatsrates bezüglich der tiefgreifenden Änderungen, welche die Einführung des Obersten Justizrates nach sich ziehen wird. Da die Kommission 6 beim jetzigen Stand der Beratungen, die noch keineswegs abgeschlossen sind, beantragen könnte, noch weiter zu gehen, könnte es zu einer grösseren Umstellung als bei der Motion Hartmann kommen; 





Wie der Motionär zieht die Kommission den Aufsichtsmodus von Genf und dem Tessin jenem aus dem Jura vor. Die Aufsicht sollte sich ihrer Ansicht auf alle Gerichtsbehörden erstrecken - nicht, weil diese und insbesondere das Kantonsgericht ihren Aufgaben nicht gerecht werden, sondern um das Vertrauen des Freiburger Rechtsuchenden in die Justiz wiederherzustellen;


Durch die Schaffung des Obersten Justizrates kann auch die Ernennung der erstinstanzlichen Richterinnen und Richter entpolitisiert werden, sofern man davon ausgeht, dass weiterhin der Grosse Rat die Richter des vereinigten Kantonsgerichts bzw.des Kantons- und des Verwaltungsgerichts ernennt, was aber noch nicht feststeht. Werden diese Ernennungen einer externen Behörde anvertraut, deren Zuammensetzung sicher reiflich überlegt und abgewogen sein will, könnten die Mitglieder der richterlichen Behörden wegen ihrer tatsächlichen Komptenzen und nicht wegen ihrer Parteizugehörigkeit gewählt werden;


Bei der Ausgestaltung des Systems zur Ernennung, Wahl oder Bestimmung der Richterinnen und Richter ist auch dafür zu sorgen, dass die Funktion der erstinstanzlichen Magistraten nicht gefährdet wird. Diese werden nicht im Rahmen von Berufungen, sondern von Untersuchungen tätig, was heikel sein und beim Rechtsuchenden Unmut auslösen kann. Mehr Unsicherheit würde der Unabhängigkeit der Magistraten nur schaden. Mit der Unabhängigkeit muss aber eine echte Aufsicht nicht etwa über Beschlüsse, Entscheide oder Urteile, sondern über die Funktionsweise der Gerichtsbehörden einhergehen.





Die Kommission wird ihre Begründung noch überarbeiten und die Argumentation zum Obersten Justizrat ergänzen, sobald sie ihre Arbeiten dazu abgeschlossen hat.








Soweit die Antworten der Kommission 6 zur richterlichen Gewalt.








Der Bericht wurde von den anwesenden Mitgliedern bei einer Enthaltung am 30. August 2001 einstimmig angenommen.











Grangeneuve, den 30. August 2001








Der Vizepräsident:	Der Präsident 


Patrik Gruber	Philippe VALLET














� A.d.Ü. Die Seitenzahlen beziehen sich auf die französische Ausgabe.
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